Verwaltervertrag

zwischen

Max Mustermann, 
Musterstraße 1, 11111 Musterstadt

-nachstehend „Verwalter“ genannt –

und

1. Peter Mustermann, Musterstraße 2, 22222 Musterstadt,
2. Andrea Musterfrau, Musterstraße 3, 33333 Musterstadt,
3. Eugen Mustermann, Musterstraße 4, 44444 Musterstadt,
- nachstehend „Eigentümer“ bzw. „Gemeinschaft“ genannt -

wird folgender Vertrag über die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums, Musterstraße 5, 55555 Musterstadt, (Gemeinschaftseigentum im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes) geschlossen:

§ 1
Bestellung des Verwalters
Die Bestellung des Verwalters erfolgte durch Beschluss der Wohnungseigentümerversammlung vom __.__.____ unter Tagesordnungspunkt ___. 

Das Versammlungsprotokoll wurde von

- _________________________  

- __________________________
- __________________________
unterzeichnet. 
Die Unterzeichnung wird gegebenenfalls in öffentlich beglaubigter Form wiederholt. Das Protokoll ist dem Vertrag anzuheften (Anlage 1).

Der Verwalter nimmt die Bestellung an.

§ 2
Laufzeit des Vertrages
(1) 
Gemäß dem Beschluss der Wohnungseigentümerversammlung wird der Verwalter beginnend mit dem __.__.____ bis zum __.__.____ bestellt. (Hinweis: Gem. § 26 Abs. 1 WEG n. F. (ab 01.07.2007)  darf die Bestellung für maximal 5 Jahre vorgenommen werden, im Falle der ersten Bestellung nach der Begründung von Wohnungseigentum aber höchstens auf drei Jahre.)
(2) 
Dieser Vertrag verlängert sich für den Fall, dass der Verwalter für die Zeit nach Ablauf der Vertragsdauer erneut durch Beschluss zum Verwalter bestellt wird und dieser die Bestellung annimmt. Er gilt dann jeweils für die Dauer der neuen Bestellung. Über Änderungen dieses Vertrages entscheidet die Eigentümerversammlung durch Beschluss. Beschlossene Änderungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung des Verwalters. (Hinweis: alternativ kann hier wie folgt formuliert werden:: Wird der Vertrag nicht mit einer Frist von ___ Monaten zum _______ gekündigt, verlängert er sich jeweils um ein Jahr mit gleich bleibender Kündigungsmöglichkeit für beide Seiten.)
(3) 
Der Verwalter darf nur aus wichtigem Grund die Verwaltung niederlegen. Die Verwalter darf nur aus wichtigem Grund abberufen werden. Ein Beschluss der Wohnungseigentümerversammlung über die vorzeitige Abberufung des Verwalters und die Kündigung dieses Vertrages aus wichtigem Grund ist sofort wirksam. Dem Verwalter bleibt das Recht zur Beschlussanfechtung gemäß § 43 WEG jedoch vorbehalten.
Der vorzeitig abberufene Verwalter hat unverzüglich nach Aufforderung die Verwaltungsunterlagen herauszugeben. Die Anrufung des Gerichts gemäß § 43 WEG hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 3
Allgemeine Rechte und Pflichten des Verwalters
(1) Aufgaben und Befugnisse des Verwalters bestimmen sich nach den Vorschriften des WEG, insbesondere nach §§ 24 Abs. 7 (n. F. ab 01.07.2007), 27, 28 WEG, den Vorschriften des BGB über den entgeltlichen Geschäftsbesorgungsvertrag (§ 675 BGB), sowie der Teilungserklärung, der Gemeinschaftsordnung, den gültigen Beschlüssen der Wohnungseigentümer und nach diesem Vertrag.
(2) Der Verwalter ist verpflichtet, im Rahmen seines pflichtgemäßen Ermessens alles zu tun, was zu einer ordnungsgemäßen Verwaltung notwendig ist. Er hat insbesondere den Grundbesitz ordnungsgemäß, nach bestem Können und mit der Sorgfalt eines erfahrenen und sachkundigen Kaufmanns zu verwalten. Dabei hat er in jeder Hinsicht die Belange der Eigentümer zu vertreten. 


Der Verwalter handelt grundsätzlich als Vertreter im Namen und für Rechnung aller Eigentümer und ist auch gegenüber Dritten bevollmächtigt, die Gemeinschaft in gemeinschaftlichen Verwaltungsangelegenheiten außergerichtlich auf der Aktiv- wie auch auf der Passivseite zu vertreten.


(3) In einzelnen Aufgabenbereichen ist der Verwalter berechtigt, Dritten als seinen Erfüllungsgehilfen gemäß § 278 BGB Untervollmacht zu erteilen (Delegation der Erfüllung einzelner Verwalteraufgaben), soweit die Eigentümer hierdurch nicht mit Mehrkosten belastet werden. Im Regelfall ist er jedoch verpflichtet, die Verwalteraufgaben höchstpersönlich selbst zu erfüllen oder durch seine Firmenangestellten erfüllen zu lassen.



(4) Verwalter und Verwaltungsbeirat (als Unterstützungsorgan der Verwaltung) haben Anspruch auf Entscheidung der Gemeinschaft über ihre Entlastung, bezogen auf ihr gesamtes aktives wie passives Handeln im abgelaufenen Geschäftsjahr.



(5) Mit Beendigung der Verwaltertätigkeit (gleich aus welchem Grund) hat der Verwalter alle die Gemeinschaft betreffenden sowie zu einer ordnungsgemäßen Fortführung der Verwaltung notwendigen, in seinem Besitz befindlichen Unterlagen unverzüglich in geordneter Form primär einem neu bestellten Verwalter (gegen Legitimationsnachweis oder auf Weisung des Verwaltungsbeirats) auszuhändigen, d.h. zur Abholung gegen Empfangsquittung bereitzustellen. Unterlagenherausgabe an sich kann auch der / die Vorsitzende des Verwaltungsbeirats oder dessen / deren Stellvertreter / -in fordern, ebenso die Weisung einer Herausgabe an einen Dritten erteilen. 

Ohne Herausgabeaufforderung ist der nicht mehr im Amt befindliche Verwalter verpflichtet, Gemeinschaftsunterlagen kostenfrei noch maximal ___ Wochen (seit Amtsende) in ordnungsgemäßer Verwahrung bei sich zu behalten. Im Fall eines zu begründenden und eingetretenen Annahmeverzugs (vgl. §§ 293 ff. BGB) erfolgt die Verwahrung angemessen kostenpflichtig zulasten der Gemeinschaft. Zurückbehaltungsrechte an Originalgemeinschaftsunterlagen kann der ausgeschiedene Verwalter nicht geltend machen.

(6) Im Fall einer vorzeitigen Amtsbeendigung (gleich aus welchem Grund) besteht überdies eine unverzügliche Rechnungslegungspflicht des ausgeschiedenen (abberufenen) Verwalters. 

§ 4
Spezielle Einzelpflichtaufgaben des Verwalters
(Hinweis: nur beispielhafte Aufzählung)

Insbesondere obliegt dem Verwalter:

(1) einmal jährlich eine ordentliche Eigentümerversammlung einzuberufen und durchzuführen. Die Einladung ist schriftlich an jeden Wohnungs- bzw. Teileigentümer unter Einhaltung der gesetzlichen, ggf. der in der Teilungserklärung vorgesehenen, Frist an die dem Verwalter vom Wohnungseigentümer zuletzt genannte Anschrift zu senden. 
(2) in der ordentlichen Eigentümerversammlung den Wirtschaftsplan für das laufende und die Abrechnung für das vergangene Jahr zur Beschlussfassung vorzulegen.

(3) die Beschlüsse der Versammlung zu protokollieren und jedem Wohnungseigentümer eine Protokollabschrift zu übersenden. Die Gewährung des Rechts auf Einsichtnahme bleibt davon unberührt. 
Insbesondere hat der Verwalter nach § 24 Abs. 7 WEG n. F. eine Beschluss-Sammlung über die Wohnungseigentümergemeinschaft ordnungsgemäß zu führen (diese enthält insbesondere verkündete Eigentümerbeschlüsse, schriftliche Beschlüsse, Urteilsformeln gerichtlicher Entscheidungen in einem Rechtsstreit betreffend der Wohnungseigentümer und/oder der Eigentümergemeinschaft und Anmerkungen zu eingetragenen Beschlüssen und Urteilen).
(4) die Beschlussprotokolle sorgfältig aufzubewahren. Hinsichtlich der Aufbewahrung der übrigen Unterlagen gelten die Aufbewahrungspflichten des Handels- und Steuerrechts. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen können die übrigen Unterlagen der laufenden Verwaltung vernichtet werden.

(5) für die Einhaltung der Hausordnung Sorge zu tragen und dazu ggf. Hilfskräfte einzusetzen.

(6) die ordnungsgemäße Instandsetzung und laufende Instandhaltung zu besorgen und in dringenden Fällen sonstige zur Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums erforderliche Maßnahmen zu treffen. Größere Instandhaltungsmaßnahmen, für die mehr als __________ € aufgewendet werden müssen, bedürfen eines Beschlusses der Wohnungseigentümer.

(7) gemeinschaftliche Gelder von seinem Vermögen gesondert zu halten und eine angemessene Instandhaltungsrücklage zu bilden.

(8) Lasten- und Kostenbeiträge (Hausgeld) sowie sonstige Zahlungen anzufordern und in Empfang zu nehmen. Der Verwalter hat fällige (rückständige) Hausgeldbeiträge (einschließlich etwaiger Sonderumlagen) zugunsten der Gemeinschaft in fremdem oder in eigenem Namen auch mit Wirkung für und gegen die Eigentümer außergerichtlich und notfalls auch unverzüglich gerichtlich beizutreiben. Im Fall notwendig werdender gerichtlicher Beitreibungsmaßnahmen solcher Forderungen der Gemeinschaft ist der Verwalter auch ermächtigt, einen fachkundigen Rechtsanwalt mit üblicher Vollmacht für die Verfahrensführung zu beauftragen. 

(9) alle Zahlungen und Leistungen zu bewirken, die mit der Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums zusammenhängen.

(10) objektbezogene Sach- und Haftpflichtversicherungen im erforderlichen Umfang abzuschließen und bei Eintritt eines Versicherungsfalls für die Eigentümergemeinschaft sachdienliche Erklärungen abzugeben und notwendige Handlungen (z.B. zur Schadenminderung) vorzunehmen.
(11) die Dienste von Hilfskräften (Hausmeister, Reinigungskräfte, Architekten, Sachverständige, Rechtsanwälte, Heizkostenabrechnungsfirmen, Handwerker u.a.) in erforderlichem Umfange, auf Rechnung der Eigentümergemeinschaft, in Anspruch zu nehmen.

(12) für die ordnungsgemäße Bewirtschaftung erforderliche Gebrauchsgegenstände (z.B. Geräte für Hausmeister, Gartengeräte etc.) sowie Versorgungsgüter (wie z.B. Heizmaterial) auf Kosten der Eigentümergemeinschaft zu beschaffen.

(13) die Beauftragung und Kontrolle von Winterdienst und Hausreinigung durchzuführen.

(14) alle sonst im Rahmen der Verwaltungsaufgaben erforderlichen Verträge (z.B. Abschluss von Wartungsverträgen und Vergabe von Wartungsarbeiten) abzuschließen und zu kündigen. Bei Verträgen mit einem Jahresbruttowert über _________ € sind nach Möglichkeit drei vergleichbare Angebote einzuholen.

(15) die Eigentümergemeinschaft im Außenverhältnis und gegenüber einzelnen Eigentümern zu vertreten sowie Ansprüche der Gemeinschaft gegen Dritte oder gegenüber einzelnen Wohnungseigentümern im Namen und auf Kosten der Eigentümergemeinschaft außergerichtlich geltend zu machen.

§ 5
Entgeltliche Geschäftsbesorgung und pauschale Grundvergütung des 
Verwalters
(1) Die Grundvergütung für die Erledigung sämtlicher Aufgaben des Verwalters, insbesondere seiner obligatorischen Haupt- und Nebenleistungspflichten nach den vorstehenden §§ 3 bis 4 dieses Vertrages, ist auf die hier festgelegte Amtsführungs- und Vertragslaufzeit bezogen und bezieht sich auf die Betreuung des gesamten Gemeinschaftseigentums und Verwaltungsvermögens und wird als Pauschale fest vereinbart. 
(2) Sie beträgt __________€ pro Monat und abzurechnende Wohnungseinheit zzgl. der jeweils geltenden MwSt., zurzeit insgesamt _________€.
(3) Ist für Garagen und Stellplätze mit eigenem Grundbuch eine getrennte Jahresabrechnung zu erstellen, beträgt die Grundvergütung pro abzurechnende Einheit _______ € zzgl. der jeweils geltenden MwSt., zurzeit insgesamt _______€.

Die interne Verteilung dieser monatlichen Vergütungspauschale richtet sich nach der Zahl der zu verwaltenden Einheiten aufgrund entsprechender Vereinbarung in der Gemeinschaftsordnung. 


Die monatliche Verwaltervergütungspauschale ist seitens der Eigentümer zusammen mit den laut Wirtschaftsplan beschlossenen Hausgeldvorauszahlungen an die Gemeinschaft zu den jeweils vereinbarten Fälligkeitszeitpunkten zu leisten.


Der Verwalter ist berechtigt, während der bestehenden Vertragszeit den monatlichen Pauschalvergütungsbetrag als Gesamtsumme mit Fälligkeit zu Beginn eines Monats dem gemeinschaftlichen Geschäftsgirokonto im Voraus zu entnehmen.


Mit dieser Pauschalvergütung für die gesetzlichen, in der Gemeinschaftsordnung vereinbarten und vorstehend im Vertrag genannten Aufgabenbereiche sind auch alle geschäftsüblichen Sachaufwendungen des Verwalters und seines Bürobetriebs im Rahmen der laufenden ordnungsgemäßen WEG- Verwaltung abgegolten, wie z.B. Porti, Telefon, Kopierkosten für den Eigenbedarf und für vertretbarer Weise vom Beirat erwünschte Unterlagen, die Ladungs- und Protokollversendung, etwaige EDV-Buchhaltung (einschließlich einer u.U. notwendigen Buchhaltung für Lohnsteuer- und Sozialversicherung) sowie für notwendig erachtete Informationsrundschreiben an alle Eigentümer usw. 

(4) Nicht abgegolten sind jedoch Kosten für eine etwa anfallende Saalmiete und etwaige Hilfsmittel zur ordnungsgemäßen Durchführung von Eigentümerversammlungen (z.B. Mikrofon- und Lautsprecheranlage), auch nicht die Kontoführungsgebühren gemeinschaftlicher Konten.



(5) Ein anlässlich eines Verwalterwechsels naturgemäß erforderlicher, anfänglicher und üblicher Arbeitsmehraufwand des Verwalters (insbesondere Unterlagenabholung und -einarbeitung) ist ebenfalls mit der Pauschalvergütung abgegolten. Gleiches gilt für erforderliche Überprüfungen von laufenden Verträgen der Gemeinschaft mit Dritten auf Rechtsgültigkeit und Zeitgemäßheit.

(6) Steht ein Wohnungs- oder Teileigentum im Eigentum mehrerer Personen, so haften alle Teilhaber/Mitberechtigten auch für sämtliche im Vertrag vereinbarten Verwaltervergütungen und Sonderhonorare als Gesamtschuldner. Für Zahlungsausfälle einzelner Eigentümer haften die restlichen Eigentümer der Wohnungseigentümergemeinschaft dem Verwalter ebenfalls gesamtschuldnerisch (ungeachtet der unverzüglich vorzunehmenden Inkassoverpflichtungen eines Verwalters gegen säumige Eigentümer).

§ 6
Sondervergütungen
Nicht mit der Pauschalvergütung nach § 5 abgegolten und damit entsprechend sondervergütungs- bzw. honorarpflichtig sind folgende Zusatzleistungen des Verwalters mit Zahlungspflicht der Gemeinschaft aus dem laufenden Geschäftsgirokonto, jeweils zahlungsfällig nach entsprechender Rechnungsstellung des Verwalters und ebenfalls jeweils zzgl. der gesetzlich geltenden Mehrwertsteuer:

(1) Eine Entschädigung von pauschal _______ € ab der 2. außerordentlichen Versammlung im Wirtschaftsjahr, welche zu Recht seitens der Eigentümer gefordert wird oder aus objektiver Sicht notwendig geworden ist, die in Wahrnehmung gemeinschaftlicher Interessen und vom Verwalter einzuberufen, zu leiten und zu protokollieren ist, sofern diese nicht aufgrund eines dem Verwalter schuldhaft zurechenbaren Fehlverhaltens erforderlich wurde.

(2) Eine Mehraufwandspauschale für erforderliche schriftliche und objektbezogene Mahnungen gegenüber zahlungssäumigen Eigentümern in Höhe von ___ € pauschal ab dem 2. Mahnschreiben. 
(3) Eine Bearbeitungskostenpauschale von _______ € für jede zur Sondereigentumsübertragung vereinbarungsgemäß vorgesehene und gemäß § 12 WEG zu erteilende Verwalterzustimmung in grundbuchmäßiger Form. 
(4) Die Vergütung eines Sonderhonorars für ggf. seitens des Verwalters eigenständig (ohne Beauftragung eines Rechtsanwalts) geführte gerichtliche Haus- bzw. Wohngeldinkassoverfahren (Erkenntnis- und Vollstreckungsverfahren), abrechenbar nach den Bestimmungen und Sätzen des jeweils gültigen RVG (Rechtsanwaltsvergütungsgesetz). Diese Vergütung ist im gerichtlichen Inkassoverfahren gegen den Vollstreckungsschuldner wiederum geltend zu machen, so dass die Eigentümergemeinschaft kostenfrei aus diesem Verfahren geht.

(5) Die Vergütung eines Sonderhonorars für größere, technisch schwierige und aufwändige Sanierungs- und Baubetreuungsmaßnahmen ab einem Auftragsvolumen im Einzelfall von _______ €.
(6) Wünschen Eigentümer berechtigterweise Kopien von bestimmten Verwaltungsunterlagen, kann der Verwalter diese Zusatzarbeit diesen Eigentümern in Rechnung stellen mit 0,25 € je Seite für die 1.-50. Kopie und 0,15 € ab der 51. Kopie, inklusive MwSt., bei erbetenem postalischen Versand zzgl. Porto.

(7) Die nachfolgenden Sonderhonorarvereinbarungen (i.d.R. nach gesondert zu vereinbarendem, üblichem Stundensatz) sind z.B. auch denkbar für einen gesonderten Arbeitsaufwand und im Interesse der Gesamtgemeinschaft auf der Grundlage gesonderter Auftragswünsche und gemäß entsprechender bestandskräftiger Beschlussfassungen, zusätzlicher Regelungen in diesem Vertrag oder bestimmter Leistungsvorgaben in Vereinbarungen der Eigentümer, wie z.B. für

· Beschaffung fehlender/verlorener Gemeinschaftsunterlagen

· Sonderinformationsrundschreiben

· Einzelauskünfte

· besondere Verfahrensvertretungen

· Mietanspruchsinkasso (aus vermietetem Gemeinschaftseigentum)

· Ersatzarbeiten für einen säumigen Vorverwalter

· außerplanmäßige Rechnungslegungen

· Erbbauzinsinkasso

· Erstellung von Sanierungsplänen und Kostenschätzungen

· Vorbereitung von Baumängelgewährleistungsverfahren, Beauftragung und Information von Sonderfachleuten

· Schlüsselersatzbestellungen etc.

(8) Die Sondervergütung nach Ziffer 7 erfolgt von Fall zu Fall und ist vorher mit der Gemeinschaft (Hinweis: wahlweise auch: Beirat /Sondereigentümer) abzustimmen. 
 

§ 7
Kontoführung / Hausgeldzahlung / Abrechnung
(1) Der Verwalter ist verpflichtet, die Gelder der Eigentümergemeinschaft (Fremdgeld) von seinem Geschäfts- oder Privatvermögen und dem Vermögen Dritter, insbesondere anderer von ihm verwalteter Gemeinschaften, getrennt, d.h. pfand- und insolvenzsicher auf getrennten Konten gemäß nachfolgender Ziffer 2 zu halten. Seine Fremdgeldverwaltung unterliegt den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchhaltung und Buchführung (verständlich, übersichtlich, vollständig und zeitnah); er hat insbesondere den pünktlichen Wohngeldzahlungseingang zu überwachen.



(2) Das Geldinstitut, bei dem die gemeinschaftlichen Konten (Geschäftsgirokonto und auch etwaige Instandhaltungsrückstellungskonten) geführt werden, sind jeweils als sog. offene Fremdkonten „der Gemeinschaft" (also nicht als sog. offene Treuhandkonten auf den Namen des Verwalters) einzurichten und zu führen. Mangels konkreter Beschlussfassung schließt der Verwalter im Einvernehmen mit dem Verwaltungsbeirat die betreffenden Kontenverträge unter Hinweis und gegen Nachweis seiner Vertretungs- und Verfügungsberechtigung mit dem von ihm vorgeschlagenen bzw. beschlossenen Geldinstitut ab. 

Die Kontenbezeichnung lautet jeweils:

Kontoinhaber: 
__________ WEG, vertreten durch den Verwalter Max Mustermann,
Kontonummer:
______________
Bankleitzahl:
______________
Kreditinstitut:
______________
(3) Gegen Hausgeldansprüche der Gemeinschaft (vertreten durch den Verwalter) ist eine seitens der Eigentümer erklärte Aufrechnung mit anderen Ansprüchen gegen die Gemeinschaft / gegen den Verwalter oder auch die Geltendmachung von Zurückbehaltungsrechten nicht zulässig. Diese müssen von der Gemeinschaft ausdrücklich anerkannt werden, es sei denn, es handelt sich um rechtskräftig festgestellte Gegenforderungen oder solche aus einer Notgeschäftsführung. 

(4) Hausgeldzahlungen jeglicher Art sind zum vereinbarten Fälligkeitszeitpunkt an die Gemeinschaft zu Händen des die Gemeinschaft vertretenden und inkassoberechtigten Verwalters auf vorgenanntes Konto zu leisten. Die Eigentümer sind insoweit verpflichtet, dem Verwalter eine entsprechende Lastschrifteinzugsermächtigung zu erteilen. Bei Zahlungssäumnis gelten mangels abweichender Vereinbarungen in der Gemeinschaftsordnung die gesetzlichen Verzugsbestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches (§§ 286 ff. BGB).

(5) Mit den Hausgeldvorauszahlungen werden beschlussgemäß geleistete Beiträge für eine gemeinschaftliche zweckgebundene lnstandhaltungsrückstellung - spätestens vor Ende des Geschäftsjahres - auf einem gesonderten Bankkonto (nicht nur einem internen Verwalterbuchungskonto) mit möglichst günstiger Verzinsung einstweilen angelegt, wobei die Art der Geldanlage im Einzelnen mit dem Verwaltungsbeirat abzustimmen oder per Beschluss der Eigentümerversammlung festzulegen ist.

(6) Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaft sind vom Verwalter jährlich insgesamt und auch den einzelnen Eigentümern gegenüber aufgeteilt (nach Grundsätzen der derzeit h. M. zu § 28 WEG) abzurechnen; nach Erstellung und rechtzeitig dem Beirat zur Vorprüfung vorgelegter Abrechnungsunterlagen hat der Verwalter die entsprechende Beschlussgenehmigung über das gesamte Abrechnungspaket grundsätzlich spätestens bis zum Ende des Folgegeschäftshalbjahres zu veranlassen.

(7) Mehrheitlich beschlossen werden kann auch im Zuge der Genehmigung eines Wirtschaftsplans dessen Fortgeltung über das betreffende Wirtschaftsjahr hinaus mit Geltungswirkung für das nächstfolgende Wirtschaftsjahr bis zu neuerlicher Beschlussfassung in diesem Folgejahr.
§ 8
Teilweise Unwirksamkeit des Vertrages / Vertragsänderungen
(1) Ist oder wird ein Teil dieses Vertrags unwirksam, so bleibt der übrige Vertragsinhalt in vollem Umfang rechtswirksam.

(2) Änderungen und / oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Zustimmung / Genehmigung der Wohnungseigentümer durch Mehrheitsbeschlussfassung in der Eigentümerversammlung und auch der Zustimmung / Genehmigung des Verwalters in Schrift- und Unterschriftsform. Mündliche Nebenabreden haben keine Gültigkeit. 

§ 9
Sonstige Bestimmungen
Der Verwalter versichert, dass er eine Vermögensschadenhaftpflichtversicherung bei der ____________________________ (Hinweis: hier bitte Namen der Versicherung einfügen) mit einer Deckungssumme von __________________ € abgeschlossen hat und ständig aufrechterhält.

Musterstadt, den 



Musterstadt, den

____________________________

__________________________________

(Eigentümer)




(Verwalter)
